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Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 409 Senat des Bundessozialgerichts hat chne

mündliche Verhandlung am 229 Mai 1975 durch die

Richter Dr„ B u r d e n s k i als Vorsitzenden%

P e t e r s e n und Dr„ V o 1 k m a n n sowie

die ehrenamtlichen Richter Dr„ G 6 p p e 1

und P f e i l

_eramte■mmm;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 260 Oktcher 7995

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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G r u n d 9.L

II.)

Der Kläger, geboren 1924, war nach Besuch der Volksschule

als Kellnerlehrling tätig, schloß wegen seiner Einberufung

zum Kriegsdienst diese Lehre jedoch nicht ab„ Er arbeitete

nach dem Kriege zunachst als Koch und Oberkellner„

Später war er selbständiger Gastwirto Ab März 1971 erhält

er aus der Angestelltenversicherung eine Rente wegen Erwerbs-

unfähigkeit {EU} Der Kläger wurde als Soldat im August 49%5

verwundet„ Wegen seiner Schädigungsfolgen wurde ihm eine Ver»

sorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdB) um zunächst 40 V$H„ gewährte

Nach dem für ihn erfolglosen Verwaltungsverfahrén hat der

Kläger mit der Klage eine Erhöhung seiner Versorgungsrente

u.a. wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseins nach

5 50 Abs„ 2 Bundesversorgungsgesetz (BVG) sowie die Gewährung

von Berufsschadensausgleich verlangt„ Die erstrebte höhere

Rente (nach einer MdB um 60 V„H„} hat das Landessczialgericht

(LSG) vom 4_ Juni 496“ an im Laufe dieses Verfahrens rechts—

kräftig zugesprochen3 weil der Kläger in seinem Beruf als

Gastwirt nicht mehr voll wettbewerbsfähig gewesen sei und

deshalb Einkommenseinbußen habe hinnehmen müssenm

Einen Berufsschadensausgleich hat das LSG dem Kläger durch

Urteil vom 26. Oktober 1975 nur für die Zeit vom ■„6„4964

bis zum 28„2„1971 zugesprochen3 und zwar bis zum 37„ Dezem—

ber 4966 unter Berucksichtigung des Endgrundgehalts eines

Beamten der Besoldungsgruppe (BesGr) A 5 des Bundesbesoldungs-

gesetzes (BBesG) und vom 1„ Januar 1967 bis 28, Februar 1974

unter Berücksichtigung des Endgrundgehalts eines Beamten

der BesGr A 7 des BBesG nebst Ortszuschlag nach der Stufe 2

und Ortsklasse AG Im übrigen hat es die Klage auf Gewährung

von Berufsschadensausgleich abgewiesen und die Rev1sion
zugelassen„ In den Entscheidungsgründen hat es ausgeführt:

Ohne die Schädigung wäre der Kläger wahrscheinlich auch

selbständiger Gast» und Speisewirt geworden„ Obwohl er tat—
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sächlich diese Tätigkeit ausgeübt habe9 habe er wegen der Scham
digungsfolgen Einkommenseinbußen hinnehmen müssen% weil er nach ärzt-

licher Auffassung durch den als Schädigungsfolge anerkannten Bauch»

wandbruch für vielerlei schwere körperliche.Arbeiten nicht voll eine

satzfähig gewesen sei und nach dem.Ergebnis der.Zeugenvernehmungen
Hilfskräfte gegen ein Entgelt von monatlich mindestens 75‚—_DM be—

schäftigt habe. Als Beginn für die Gewährung von Berufsschadensaus-
gleich komme der 4° Juni 1964 in Betracht‚ weil erst von diesem Zeit—

punkt an die Versorgungsbezüge eines Schwerbeschädigten.zugestanden
hätten. Da der Kläger seine Lehre.als Kellner nicht abgeschlossen ha—

be(, gehöre er zu der Gruppe der Selbständigen mit Volksschulbildung

ohne abgeschlossene Berufsausbildung. Für Zeiten bis zum 5’Q Dezem—

ber 1966 sei gemäß 5 5 der Durchführungsverordnung (DVD) zu 5‘50

Abs. 5 und 4 BVG in der Fassung vom 50070196Ä das Endgrundgehalt der

BesGr A 5 des BBesG mit den vorgesehenen.2uschlägen.maßgeblicho Für

die Zeiten vom 4° Januar 1967 an sei der Kläger der Gruppe der Selb—

ständigen mit Volksschulabschluß und abgeschlossener Berufsausbil»

dung gleichzustellen; bei Inkrafttreten des 50.Neuordnungsgesetzes

(NOG) am 4° Januar 1967 sei der Kläger.bereits 5 Jahre.in dem

Beruf als Gast- und Speisewirt selbständig gewesen„ Der Anspruch

auf Berufsschadensausgleich sei mit Ablauf des 280.Februar 4974

entfallen, weil deerläger nach den Unterlagen der Bundesverm

sicherungsanstalt für Angestellte (BfA).seit dem.4o März 4971

Rente wegen EU erhalte, der Versicherungsfall am 30 Februar ■97■

eingetreten und wesentliche Ursache für die EU schädigungsunw

abhängige Gesundheitsstörungen gewesen seien° Es bestünden

keine Anhalt3punkte.dafür„daß der frühere schädigungsbedingte

Einkommensverlust sich wesentlich auf die Höhe der EU_Rente

ausgewirkt habe„ Wenn der Kläger überhaupt.während der Zeit

seiner Selbständigkeit freiwillige Beiträge zur gesetzlichen

Rentenversicherung entrichtet.habes.habe er deren Höhe selbst
bestimmen könneno.Es fehlten auch sichere Anhaltspunkte dafür9

daß der Kläger ohne die Schädigung größere Ersparnisse enge»
sammelt und hierdurch seine.Alters- und.Invaliditätsversorgung

besser gesichert hätte„ Von dem Zeitpunkt an\) von.dem das.Arbeits«

-einkommen auch unabhängig von der Schädigung weggefallen wäre$

sei eine Besserstellung gegenüber solchen Erwerbsunfähigen

nicht mehr gerechtfertigt, die nicht zu dem durch 5 4 BVG
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geschützten Personenkreis gehörten°

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts (SG) Osnabrück vom 209 Oktober 1972

als unbegründet zurückzuweisen„

Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 50 Absa 3

und 4 BVG i„V.m° der hierzu ergangenen DVO„ Wenn ein Beschä-

digter nach Zuerkennung eines Berufsschadensausgleichs später-

hin wegen Nichtschädigungsfolgen erwerbsunfähig werde, so
könne der Bezug der Rente aus der gesetzlichen Rentenver—

sicherung einen Einfluß auf den Berufsschadensausgleich ggf°

nur insoweit haben9 als dieses Ereignis vor bzw„ nach Vollen-

dung des 45° Lebensjahres eingetreten sei„ Dies treffe für den

vorliegenden Fall nicht zug Nach 5 5 Abs. 5 der DV0 zu 5 50

Abs„ 5 und 4 BVG sei als "einzige Ausnahme" für die Bezieher

des Berufsschadensausgleichs lediglich eine Kürzung dieser

Leistung um 25 V„H. für den Fall vorgesehen, daß der Beschä-

digte das 650 Lebensjahr vollendet habe„ Rechtsanalog müsse

deshalb der Bezug einer EU—Rente aus der gesctzlichen Renten-

versicherung wegen vorzeitig eintretender EU dem Grunde nach

den weiteren Rechtsanspruch auf die bisherige Versorgungs—

leistung - Berufsschadensausgleich — nicht infrage stellen

können„

Der Beklagte hat erklärt, er beabsichtige nicht, zu der

'Revision des Klägers Stellung zu nehmen°

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

110

Der Kläger hat die durch Zulassung statthafte Revision

(5 162 Abs° 4 Nr.) 1 Sozialgerichtsgesetz -SGG- aF) form- und
fristgerecht eingelegt und begründet (55 464, 466 SGG)„
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Sein zulässiges Rechtsmittel kann keinen Erfolg haben.

Der Kläger hatte im vorliegenden Rechtsstreit ursprünglich zwei
Ansprüche verfolgt: die Erhöhung seiner Rente gemäß 5 50 Abs„ 2 BVG

und die Gewährung von Berufsschadensausgleich im Sinne des 5 50 Abs.

5 und 4 BVG., Der Beklagte hat von dem zugelassenen Rechtsmittel

der Revision keinen Gebrauch gemacht. Infolgedessen ist der selbstän-

dige Anspruch des Klägers auf Erhöhung seiner Rente gemäß 5 50

Abs° 2 BVG nicht mehr Gegenstand des Revisionsverfahrens° Der Senat

hat vielmehr nur über den Anspruch auf Gewährung eines Berufsscha-
densausgleich;zu entscheiden° Da das LSG diese Leistung befristet

zugesprochen hat, kommt es für die Entscheidung darauf an, ob das

Berufungsgericht zu Recht angenommen hat, der Berufsschadensaus-
gleich stehe für die zeit nach dem 28. Februar 1971 nicht mehr zu.

Eines näheren Eingehens darauf, daß das LSG den Berufsschadensaus—
gleich für_die Zeit v0m 1. Juni 1964 bis zum 51. Dezember 1966

anders festgesetzt hat als für die Zeit vom 1„ Januar 1967 bis

zum 285 Februar 1971, bedarf es nicht, weil insoweit die ange—

fnehtene Entscheidung der Rechtslage durch die verschiedenen

Purchführungsverordnungen und der Rechtsprechung des Bundessozial—

gerichts (BSG) entspricht und nicht angegriffen worden ist°

Die angefochtene Entscheidung ist nicht zu beanstanden. Der Anspruch

auf Gewährung von Berufsschadensausgleich war zur Zeit der Ent—

scheidung des LSG durch den dahingehenden Antrag des Klägers vom

50. April 1965 von Anfang an streitig; die Vorinstanz hatte hierüber

in vollem Umfange zu befinden" Das LSG-hat deshalb zutreffend

geprüft, ob der Anspruch auch noch zur Zeit der angefochtenen

Entscheidung bestanden hat. Die sachliche Nachprüfung konnte sich

nicht darauf beschränken, ob der Anspruch einmal bestanden hatte,
vielmehr kam es auch darauf an, ob er zur Zeit der angefochtenen

Entscheidung noch bestand
‚

Dieser Pflicht hat das LSG entsprochenm

Wie der Senat bereits in der in BSG 52 S. 1 ff abgedruckten Ent—

scheidung (S, 2) ausgeführt hat, muß der Schaden, der ausgeglichen

werden soll, für die Zeit entstanden sein, für die der Schadens—

ausgleich begehrt wird. Mit dieser Versorgungsleistung wird kein
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Schaden ausgeglichen, der einmal in der Vergangenheit bestanden

hate Das ergibt sich einmal schon daraus, daß der Schadensaus—

gleich als monatliche Versorgungsleistung gewährt wird, die also

schon sinngemäß einen Schaden ausgleichen soll, der in der Zeit

der Gewährung der Versorgungsleistung besteht° Hier hat das

Berufungsgericht festgestellt, daß ein solcher Schaden in dem

Augenblick nicht mehr bestanden hat, von dem an der Kläger die

EU-Rente bezieht - also nicht mehr erwerbstätig ist° Darüber

hinaus hat das LSG aber festgestellt, daß die Rente aus der

Angestelltenversicherung, welche der Kläger nunmehr bezieht,

durch den in der Vergangenheit liegenden Einkommensverlust

nicht in ihrer Höhe berührt wird, weil die Entrichtung von
Beiträgen überhaupt sowie deren Höhe für den Kläger als Selb—

ständigen der eigenen Entschließung entsprach und durch den

EinkommensverluSt nicht wesensmäßig beeinflußt worden ist°
Iiese beiden Feststellungen sind von der Revision nicht angem

griffen. Sie binden daher das Revisionsgericht°

Demgemäß steht fest, daß für die Zeit seit dem Eintritt des
Versicherungsfalles der EU im Februar 1971 ein Schaden im Beruf

gemäß % 50 Abs" 5 und-4 BVG nicht mehr auszugleichen war, weil

er nicht mehr bestand„ Der Sachverhalt ist insoweit grundsätz—

lich anders gelagert, als er der Entscheidung des Senats vom
250 Januar 1974 (BSG 57, 80) zugrunde gelegen hat„ Infolgedes-

sen hat sich das Problem dem LSG nicht gestellt, dessentwegen

es die Revision zugelassen hat, daß durch ein weiteres Ereig-

nis, nämlich den Eintritt vorzeitiger Berufsunfähigkeit aus
schädigungsunabhängigen Gründen, der Anspruch auf Berufsscha-

‘densausgleich nach 5 50 Abs„ 3 und 4 BVG, nachdem er einmal

bestanden hatte, später weggefallen sei„ Es kommt hier nicht

darauf an, daß der Schaden überhaupt einmal entstanden war„
Vielmehr ist entscheidend, ob er auch noch später zur Zeit

der Entscheidung des LSG noch bestanden hat° Das war jedoch

nach den Feststellungen des LSG nicht der Fallo Der 9„ Senat

hat seine dahingehende Rechtsauffassung (BSG 51, 74) aufge-

geben und hat sich durch die in BSG 54, So 246 ff abgedruckte
Entscheidung der Auffassung des 400 Senats angeschlossen und

ebenfalls für entscheidend erachtet, ob der Berufsschaden zur
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Zeit der Antragstellung bzw° der Entscheidung der Vorinstanzen

noch bestanden hat„

Da sonach die angefochtene Entscheidung richtig ist‚ war die Revisi«

on zurückzuweiseno

Die Entscheidüng über die Kosten beruht auf 5 493 A”cs°"i seem

Da die Voraussetzungen der 55 4659 155 Abso 19 124 Abso 2 SGG
erfüllt waren9 konnte der Senat ohne mündliche Verhandlung durch

Urteil entsoheiden°

Dr° Burdenski Richter am Bundessozial— Petersen
gericht Dro Volkmann ist
durch Urlaub gehindert, sei»
ne Unterschrift zu leisteno

Dr„ Burdenski
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